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Mehr Transparenz bei technischen Ermittlungsmethoden – Vertrauen in den 

Rechtsstaat stärken! 

 

In den vergangenen Jahren wurden die  Ermittlungsbefugnisse für Polizeien, 

Strafverfolgungsbehörden und Nachrichtendienste kontinuierlich ausgeweitet. Ihnen steht ein 

beträchtliches Instrumentarium unterschiedlich eingriffsintensiver technischer Maßnahmen 

zur Verfügung, wie zum Beispiel Funkzellenabfragen, Einsatz von IMSI-Catchern, 

Telekommunikationsüberwachung und Verkehrsdatenerhebung. Im Rahmen der Erweiterung 

wurden in die Landespolizeigesetze und die Strafprozessordnung Berichterstattungspflichten 

aufgenommen. Dadurch sollte garantiert werden, dass die Gesellschaft sich der 

Auswirkungen dieser neuen Maßnahmen bewusst ist.  

 

Eine kritische Überprüfung der Berichtspflichten zeigt, dass eine Transparenz der 

Auswirkungen solcher Ermittlungsmaßnahmen nicht erreicht wird. Die 

Berichterstattungspflichten sind nicht nur uneinheitlich geregelt: Zum Teil fehlen für einige 

Maßnahmen wie zum Beispiel die Bestandsdatenabfrage Berichtspflichten vollständig, zum 

Teil lassen die bestehenden Berichtspflichten keine hinlänglichen Erkenntnisse über das 

Ausmaß der Überwachung und insbesondere die Zahl der Betroffenen zu. Die Berichte über 

Funkzellenabfragen zu Strafverfolgungszwecken lassen etwa nicht erkennen, dass von einer 

einzelnen gerichtlichen Anordnung tausende Bürgerinnen und Bürger betroffen sein können, 

die keinen Anlass für die Erhebung ihrer Daten gegeben haben. Das 

Bundesverfassungsgericht verlangt in seinem Urteil zur Vorratsdatenspeicherung aber 

gerade, dass der Gesetzgeber eine „Überwachungsgesamtrechnung“ betreibt und beim 

Erlass neuer Überwachungsregelungen berücksichtigt. Nur so könne verhindert werden, 

dass die Freiheitswahrnehmung der Bürger total erfasst und registriert wird, denn dies 

verstieße gegen die verfassungsrechtliche Identität Deutschlands. Deshalb ist es jedenfalls 

erforderlich, nicht nur die theoretisch bestehenden, vom Gesetz erlaubten 

Überwachungsmöglichkeiten in den Blick zu nehmen, sondern gerade auch das konkrete 

Ausmaß ihres Einsatzes sichtbar zu machen.  

 

Auf der Grundlage der gegenwärtig veröffentlichten Statistiken und zum Teil schmalen 

Berichtspflichten ist es nicht möglich, die gesamtgesellschaftlichen Auswirkungen aller 

Maßnahmen differenziert zu erfassen. Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten 

fordert die Gesetzgeber in Bund und Ländern daher auf, die bestehenden Verpflichtungen 

zur Erstellung und Veröffentlichung von Statistiken auf alle Maßnahmen im Rahmen 

verdeckter  Ermittlungsmethoden auszudehnen und sie durch die Angabe der Anzahl der 

Betroffenen so aussagekräftig zu gestalten, dass sich der Effekt auf die Bevölkerung klar 

erkennen lässt.  

Darüber hinaus muss eine gesetzliche Veröffentlichungspflicht für die Berichte der 

Bundesnetzagentur zur Bestandsdatenabfrage festgeschrieben werden. 



 

Eine besondere Bedeutung kommt der Transparenz der Nachrichtendienste zu. Erforderlich 

ist die Verschärfung bestehender bzw. Schaffung neuer Berichtspflichten gegenüber 

parlamentarischen Kontrollgremien und Datenschutzbeauftragten und die Verpflichtung zur 

Aufnahme aussagekräftiger statistischer Angaben zu Überwachungsmaßnahmen in die 

Verfassungsschutzberichte von Bund und Ländern. Geboten ist insbesondere eine 

Berichterstattung für den gesamten Bereich der strategischen Auslands-

Telekommunikationsüberwachung.  

 

Die Transparenz beim Einsatz staatlicher, insbesondere geheimer Ermittlungsmethoden ist 

neben den datenschutzrechtlichen Anforderungen eine wesentliche Voraussetzung für eine 

effiziente demokratische Kontrolle sowie die Beurteilung der Angemessenheit des staatlichen 

Eingriffshandelns und damit eine unabdingbare Wissensgrundlage für das Vertrauen der 

Bürgerinnen und Bürger in ihren Rechtsstaat.  

 


